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»Im Rahmen unserer Möglichkeiten sollten wir 
ihnen helfen«: Die DGB-Gewerkschaften und 
die ehemaligen Vertragsarbeiter:innen der DDR

Marcel Bois, Milan Mentz

Gekommen waren sie mit der Hoffnung auf gute Aus- und Weiterbildungs-
plätze, doch eingesetzt wurden sie zumeist als billige, rechtlose und flexib-
le Arbeitskräfte. Allen Bekundungen internationaler Solidarität zum Trotz 
hatten »Vertragsarbeiter« keinen guten Stand in der Deutschen Demokra-
tischen Republik (DDR). Ihre Aufenthaltsdauer war befristet, sie lebten 
häufig in abgeschotteten Wohnheimen, Kontakte zur einheimischen Be-
völkerung bestanden kaum und Familiennachzug war generell verboten. 
Frauen drohte bei Schwangerschaft die sofortige Abschiebung.

Insgesamt kamen seit den 1960er Jahren etwa 220.000 dieser migranti-
schen Arbeiter:innen temporär in die DDR. Der größte Teil von ihnen – 
etwa ein Drittel – stammte aus Vietnam. Auch die anderen »sozialistischen 
Bruderstaaten« Mosambik, Kuba und Angola hatten größere Gruppen ent-
sandt. Im letzten Jahr der DDR hielten sich noch etwa 91.000 Vertragsar-
beiter:innen im Land auf. Die Mehrheit von ihnen war männlich und in 
der Regel jünger als 35 Jahre (Rabenschlag 2014, S. 22). Der Umbruch von 
1989/90 stellte für sie einen tiefen Einschnitt dar, denn als das Wirtschafts-
system der DDR kollabierte und es zu zahlreichen Entlassungen kam, ra-
dikalisierte sich das gesellschaftliche Klima gegenüber den Migrant:innen.

»Es gab Streiks und Morddrohungen«, berichtet Almuth Berger, die 
damalige Ausländerbeauftragte der DDR. »Verbunden mit Unterschrif-
tensammlungen wurden Forderungen nach sofortiger Entlassung der 
Arbeitskräfte gestellt, die oft erst wenige Wochen oder Monate vorher noch 
dringend angefordert worden waren« (Berger 2005, S. 69). Am 1. Mai 1990 
attackierten Neonazis eine Unterkunft von Vertragsarbeiter:innen in Hoy-
erswerda (Waibel 2022, S. 119) – also ein Jahr bevor dort jene rassistischen 
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Übergriffe stattfanden, die bis heute als ein zentrales Ereignis der »Base-
ballschlägerjahre« erinnert werden (Bangel 2022).

Mit dem absehbaren Ende der DDR stand auch die rechtliche Grundla-
ge für den Aufenthalt der Vertragsarbeiter:innen zur Disposition. Christia-
ne Mende (2012, S. 103) schreibt, sie seien »vom deutsch-deutschen Projekt 
ausgeschlossen« worden. Die beschworene Einheit der deutschen Bevölke-
rung habe die Exklusion migrantischer Anteile beinhaltet: »Die DDR sollte 
›ausländerfrei‹ angegliedert werden!« (Mende 2012, S. 112).

Tatsächlich versuchte die ostdeutsche Regierung um Ministerpräsident 
Lothar de Maizière (CDU) eine schnelle Rückführung der migrantischen 
Beschäftigten in ihre Heimatländer zu erreichen. Im Juni 1990 ermöglichte 
sie es den Betrieben, Vertragsarbeiter:innen vorzeitig zu kündigen. Binnen 
kurzer Zeit verlor die Mehrheit von ihnen die Anstellung und wenige Mo-
nate später – durch das ab 1. Januar 1991 auch in Ostdeutschland geltende 
Ausländerrecht der Bundesrepublik – den gesicherten Aufenthaltsstatus.

Wenn es eine gesellschaftliche Kraft gab, die sich für die Interessen 
dieser vielfach ausgegrenzten Arbeitskräfte hätte einsetzen können, dann 
waren es die Gewerkschaften – sowohl die Anfang des Jahres 1990 neu ent-
standenen DDR-Gewerkschaften als auch die Einzelorganisationen west-
deutschen DGB-Gewerkschaften, die schon bald nach der »Wende« intensi-
ve Kontakte nach Ostdeutschland knüpften.

Die Haltung des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) gegenüber 
migrantischen Arbeitskräften war lange Zeit ambivalent gewesen und 
alternierte zwischen den Polen Misstrauen und Integration (Trede 2016). 
Gerade in den ersten Nachkriegsjahrzehnten sahen die Gewerkschaften 
in »Gastarbeitern« eine Konkurrenz für einheimische Arbeitskräfte. Mal 
lehnte der DGB ihre Anwerbung ab, mal stimmte er zwar zu, forderte aber 
ein »Inländerprimat«. Erst seit den 1970er Jahren – einer Zeit »wilder« mi-
grantischer Streiks (Cafaro/Hüttner/Tekin 2023) – bemühten sich die Ge-
werkschaften um Integration und Partizipation.

Im Jahr 1971 verabschiedete der DGB-Bundesvorstand erstmals Leit-
sätze zum Thema »Die deutschen Gewerkschaften und die ausländischen 
Arbeitnehmer«. Hier unterstrich er seinen Anspruch, auch migrantische 
Beschäftigte zu vertreten (Kühne et al. 1989, S. 28). Ende der 1980er Jahre 
schließlich war das Engagement gegen Rassismus ein fester Bestandteil ge-
werkschaftlicher Organisationsarbeit, wie etwa die 1986 gestartete Kampa-
gne »Mach meinen Kumpel nicht an« verdeutlichte.
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Welche Haltung nahmen die DGB-Gewerkschaften aber während der 
Umbruchjahre 1989–1991 gegenüber den besonderen Problemen der DDR-
Vertragsarbeiter:innen ein? Fielen sie angesichts zahlreicher Betriebsschlie-
ßungen auf die alte Position des »Inländerprimats« zurück? Betrachteten sie 
die migrantischen Arbeitskräfte als ohnehin zu vernachlässigende Gruppe 
oder blieben sie ihrer integrativen Haltung der vorausgegangenen Jahre 
treu? Korrespondierte ihre Haltung mit ihren allgemeinen Prinzipen ge-
werkschaftlicher Arbeit in Ostdeutschland? Im Folgenden suchen wir erste 
Antworten auf diese Fragen und formulieren vorläufige Thesen.

Der vorliegende Beitrag basiert auf der Sichtung zahlreicher Publikatio-
nen von DGB-Gewerkschaften aus den Jahren 1990/91. Ferner wurden die 
Archivbestände der »Ausländischen Abteilung« des DGB, der Deutschen 
Postgewerkschaft (DPG) und der Gewerkschaft der Eisenbahner Deutsch-
lands (GdED) exemplarisch ausgewertet. In allen genannten Beständen – 
so viel sei vorweggenommen – spielt das Thema Vertragsarbeit allerdings 
nur eine untergeordnete Rolle.

Insgesamt betreten wir mit diesem Aufsatz ein wissenschaftlich bislang 
wenig ausgeleuchtetes Terrain. Historische Studien zu den westdeutschen 
Gewerkschaften im ostdeutschen Transformationsprozess blenden die Fra-
ge nach dem Verhältnis zu den migrantischen Arbeitskräften weitgehend 
aus (Scharrer 2011; Brunner/Kuhnhenne/Simon 2018; Weiß 2018; Brunner/
Kuhnhenne 2023), ebenso gewerkschaftliche Erinnerungsschriften zu je-
nen Jahren (z. B. Hofman/Rewinkel 2018).

Selbst in einem vom DGB-Bildungswerk (2005) herausgegebenen Band, 
der sich explizit mit Gewerkschaften und Migration auseinandersetzt, spie-
len die DDR-Vertragsarbeiter:innen keine Rolle. Geschichtswissenschaft-
liche Untersuchungen zum Verhältnis von Gewerkschaften und Migration 
beschränken sich bislang auf die Zeit vor 1989 (Trede 2015; Goeke 2020; 
Carstensen et al. 2022; eine Ausnahme ist Kızılay 2020).

Historische Studien zu Arbeits- und Lebensbedingungen von Vertrags-
arbeiter:innen in der DDR behandeln wiederum nicht das Agieren der 
Arbeitnehmervertretungen – auch diejenigen nicht, die auch die »Wende-
zeit« und das Herausdrängen der migrantischen Beschäftigten aus dem 
Arbeitsmarkt betrachten (Mende 2010; Rabenschlag 2014; Poutrus 2022; 
Rabenschlag 2023; Lindner-Elsner 2023, S. 380–400). Insofern zeigt dieser 
Beitrag auch Potenziale in der Erforschung des Verhältnisses zwischen DGB 
und migrantischen Beschäftigen im Ostdeutschland der »Wendejahre« auf.
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1.	 Vertragsarbeit in der DDR

Vertragsarbeiter:innen kamen seit den 1960er Jahren in der DDR zum Ein-
satz. Hintergrund hierfür war der Arbeitskräftemangel im Land, den auch 
die Grenzschließung vom 13. August 1961 nicht zu beseitigen vermochte. 
Der Mangel an Arbeitskräften rührte nämlich auch aus demografischen 
Spezifika, da die geburtenstarken Jahrgänge, die in den 1960er Jahren in 
Rente gingen, von den geburtenschwachen der Nachkriegszeit abgelöst 
wurden (Roesler 2012, S. 1). Zwar hatte der Mauerbau diese Krise etwas 
eindämmen können – bis dahin waren vorrangig Personen im arbeitsfähi-
gen Alter geflohen –, aber anders als in Westdeutschland blieb ein starker 
Bevölkerungszuwachs aus (Kleßmann 2007, S. 545 f.).

Dem Einsatz ausländischer Werktätiger als Lösungsansatz für die Be-
schäftigtenknappheit näherte sich die Führung der Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands (SED) nur zaghaft. Erst in den 1960er Jahren 
führte sie erste Verhandlungen über die Anwerbung von Arbeitskräften 
mit der Volksrepublik Polen. 1966 trat beispielsweise das sogenannte Pend-
lerabkommen zwischen den beiden Ländern in Kraft, das den gezielten 
Einsatz polnischer Arbeitskräfte in Grenzgebieten zur Folge hatte, die vom 
Bevölkerungsrückgang betroffen waren (Roesler 2012, S.  2; Schulz 2011, 
S. 150 f.; Röhr 1999, S. 191–194). Ein Jahr später folgte ein Abkommen mit 
der Volksrepublik Ungarn, das die Beschäftigung ungarischer Werktätiger 
in DDR-Betrieben vorsah (Schulz 2011, S. 151; Poutrus 2022, S. 232 f.).

Bilaterale Abkommen dieser Art bildeten die Grundlage sämtlicher 
Vertragsarbeit in der DDR. Sie regelten ebenso Arbeitsumfang und Be-
schäftigungsfelder wie die Einsatzorte, Sozialleistungen, Lohn und (Wei-
ter-)Bildung der ausländischen Werktätigen. 1971 wurde ein weiteres Ab-
kommen mit Polen abgeschlossen; später folgten Verträge mit Algerien 
(1974), Kuba (1978), Mosambik (1979), Vietnam (1980), der Mongolei (1982), 
Angola (1985) und China (1986; Schulz 2011, S. 147–159). Unter den Ab-
kommen ist eine gewisse »Rangfolge« erkennbar, in der eine Privilegierung 
europäischer (und kubanischer) gegenüber afrikanischen und asiatischen 
Arbeitskräften zum Ausdruck kommt (Müggenburg 1996, S. 11).

Lange Zeit tat sich die DDR mit der Beschäftigung migrantischer 
Arbeitskräfte schwer – zu präsent war noch die Ausbeutung ausländischer 
Zwangsarbeiter:innen durch den NS-Staat, von dem man sich, dem anti-
faschistischen Selbstanspruch entsprechend, zu distanzieren suchte. Auch 
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warf man der Bundesrepublik ab den 1950er Jahren eine menschenunwür-
dige Behandlung ihrer »Gastarbeiter« vor (Kleßmann 2007, S. 615; Abtei-
lung Wissenschaftspublizistik 1974).

Um sich von dieser »imperialistischen« Konnotation von »Gastarbeit« 
abzugrenzen, propagierte die SED-Führung die Vertragsarbeit im »Arbei-
ter- und Bauernstaat« als Akt solidarischer »Völkerfreundschaft«, der neben 
einem kulturellen Austausch auch ausgezeichnete Weiterbildungs- und so-
mit Aufstiegschancen bieten sollte. Die systemtreue Presse leistete mit ihrer 
äußerst knappen, aber geradezu euphorischen Berichterstattung einen nen-
nenswerten Beitrag dazu, der Bevölkerung eine geschönte Version der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen der Vertragsarbeiter:innen zu präsentieren 
(Rabenschlag 2014, S. 77–94).

Die Realität sah freilich anders aus. Während die arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen der Abkommen meist eingehalten wurden, unterschritten 
die Lebens- und Wohnbedingungen die vertraglich festgelegten Rahmen-
vorgaben oftmals drastisch (Kleßmann 2007, S. 617 f.; Müggenburg 1996, 
S. 15). Gut zwei Drittel der Vertragsarbeiter:innen waren in spärlich aus-
gestatteten Wohnheimen auf knapp bemessenem Raum untergebracht.

Neben einer konsequenten Geschlechtertrennung gab es strikte Aufla-
gen zum Besuchsrecht und rigorose Einlasskontrollen. Die Heimleitungen 
besaßen »sämtliche Schlüssel und durften alle Räume jederzeit betreten« – 
ein Recht, von dem sie »zur Vorbeugung gegen illegale Übernachtungen« 
auch regelmäßig in Form von »überfallartige[n], nächtliche[n] Zimmerkon-
trollen« Gebrauch machten (Müggenburg 1996, S. 14). Zugleich duldeten es 
einzelne Behörden aber auch, wenn Vertragsarbeiter:innen bei deutschen 
Familien oder ihren deutschen Partner:innen lebten (Bobey Rodriguez/
Mücke/Waziri 2024).

Dennoch hatte die Mehrheit der DDR-Bevölkerung wenig Gelegen-
heit, den ausländischen Werktätigen außerhalb der Betriebe persönlich zu 
begegnen, was zu einer Verzerrung der gesellschaftlichen Wahrnehmung 
führte. So urteilt etwa Andreas Müggenburg, es zeuge »von einer weitver-
breiteten Unkenntnis über die tatsächlichen Wohnbedingungen der Ver-
tragsarbeitnehmer, daß fast 50 Prozent der Ostdeutschen bei ihnen im Jahr 
1990 eine Bevorzugung bei der Wohnungsvergabe zu erkennen glaubten« 
(Müggenburg 1996, S. 15).

Auch in anderen Bereichen blieb die DDR hinter ihren erklärten An-
sprüchen gegenüber den Vertragsarbeiter:innen zurück. Die Vermittlung 
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von Sprachkenntnissen erwies sich als dürftig, ebenso die Möglichkeiten 
zur Weiterbildung. Aufstiegschancen waren überhaupt nicht vorgesehen, 
vielmehr übernahmen die Vertragsarbeiter:innen in der Regel Tätigkei-
ten, die aufgrund schlechter Arbeitsbedingungen für DDR-Bürger:innen 
unattraktiv waren. Oft verrichteten sie Arbeit an älteren Maschinen mit 
höherer Gesundheitsgefährdung, ihre Pausenregelungen wurden strenger 
gehandhabt und ihre »Leistungen oder Beschwerden weniger beachtet« als 
bei ihren deutschen Kolleg:innen (Müggenburg 1996, S. 16).

Im Gegensatz zu deutschen Beschäftigten hatten sie keine Möglichkeit 
zur Einflussnahme auf ihren Arbeitsort. Ihr Einsatz erfolgte gezielt und 
konzentriert in festgelegten Betrieben, wobei sie in nahezu fünffachem 
Ausmaß wie Deutsche in Nachtschichten eingeteilt wurden (Roesler 2012, 
S.  3). Vereinzelt kam es auch zu rassistischen Diskriminierungen in den 
Betrieben (Müggenburg 1996, S. 16 f.).

Auch auf finanzieller Ebene wurden die Vertragsarbeiter:innen benach-
teiligt. So wurden etwa vietnamesischen Werktätigen zwölf Prozent ihres 
Lohns zwecks »Aufbau und Verteidigung des vietnamesischen Heimat-
landes« abgezogen, während mosambikanische Arbeiter:innen die Hälfte 
ihres Gehalts erst nach Rückkehr in die Heimat ausgezahlt bekommen soll-
ten (Müggenburg 1996, S. 20). Bei den in ihrer Heimat als »Madgermanes« 
bezeichneten ehemaligen Vetrtragsarbeiter:innen kam dieses Geld jedoch 
nicht an, weshalb sie bis heute für den Erhalt ihres Lohnes kämpfen.

2.	 Migrantischer Protest vor 1989

Die mannigfaltige Art der Benachteiligung führte schon ab Mitte der 1970er 
Jahre zu vermehrten Protesten und Arbeitsniederlegungen der Vertrags-
arbeiter:innen. Die Anlässe dafür waren breit gefächert. Sofern aus den 
Quellen ersichtlich, zielten die Forderungen der Streikenden vorrangig auf 
Lohnerhöhungen sowie bessere Arbeitsplätze und Wohnbedingungen ab 
(Roesler 2012, S. 4).

Es liegen aber auch Berichte über die Forderung angetrunkener polni-
scher Arbeiter nach Ausgabe von Alkohol vor,1 während andere Beschäf-

1   | Schreiben an Gen. Dr. Mittag, Transport- u. Nachrichtenwesen, 22.9.1980. In: 
Bundesarchiv (BArch), DY 30/39060.
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tigte in den 1980er Jahren im Kontext der Solidarność-Bewegung freie 
Gewerkschaftsbildung forderten, was seitens der SED-Führung als »anti-
sozialistisch« verurteilt wurde.2 Der Leiter des entsprechenden Volkseige-
nen Betriebs ließ es sich nicht nehmen anzumerken, »daß ein Streik in der 
DDR zur fristlosen Entlassung und sofortigen Rückführung in die Volks-
republik Polen führt«.3

Insgesamt waren etwa 6.000 Vertragsarbeiter:innen an Arbeitsniederle-
gungen beteiligt (Roesler 2012, S. 3), denen der »Arbeiter- und Bauernstaat« 
in der Regel wenig solidarisch gegenüberstand. Wenn einzelne Personen 
Arbeitskämpfe anführten, wurden sie kurzerhand in ihre Heimat abge-
schoben. Im Falle größerer Gruppierungen beließ man es für gewöhnlich 
bei einer Ablösung und Rückführung der Verantwortlichen, zudem sprach 
die Partei dem betreffenden Betrieb eine Empfehlung zur »verstärkten poli-
tischen Arbeit« aus.

Gelegentlich führten die Proteste von Vertragsarbeiter:innen auch zu 
Konflikten mit den Entsendestaaten. Als beispielsweise 1976 algerische Ar-
beiter:innen wegen eines vertragswidrigen Einsatzes streikten, verweiger-
te die Regierung in Algier weitere Einreisen nach Ostdeutschland. 1978 
sprach sie sogar ein explizites Verbot von »Ausbeutung« ihrer Landsleute 
im Ausland per Gesetz aus und kündigte ihr Abkommen mit der DDR 
für 1984 auf – die verbleibenden Vertragsarbeiter:innen wurden zurückbe-
ordert (Roesler 2012, S. 3 f.; Müggenburg 1996, S. 25; Poutrus 2022, S. 234).

Eine drastische Verschlechterung ihres Ansehens erfuhren die Ver-
tragsarbeiter:innen ab den 1980er Jahren. Im Kontext allgemeiner Versor-
gungsengpässe wurden sie in der Öffentlichkeit in zunehmendem Maße 
für die bedrückende Lage verantwortlich gemacht – Müggenburg spricht 
diesbezüglich von einer »Umkehrung von Ursache und Wirkung«, da die 
Arbeiter:innen aus dem Ausland ausschließlich aus dem Grund in die DDR 
geholt worden seien, eine wirtschaftliche Planerfüllung zu ermöglichen.

Die DDR-Behörden gaben sich keine Mühe, die durch Isolation und 
Abschottung der Vertragsarbeiter:innen mitverursachte Desinformation 
zu korrigieren oder rassistischen Narrativen entgegenzuwirken. Fremden-

2   | Steger an Leiter der Abt. Maschinenbau und Metallurgie Genossen Tauten-
hahn, 9.10.1980. In: BArch, DY 30/3205.
3   | Minister für Elektrotechnik und Elektrik Steger an Dr. Mittag, 3.10.1980. In: 
BArch, DY 30/3205.
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feindlichkeit wurde exklusiv der Bundesrepublik zugeschrieben; die DDR 
sollte als von derartigen Tendenzen befreit gelten, weshalb das Thema 
keine Erwähnung fand – auch nicht, als sich die rassistischen Anfeindun-
gen zu häufen begannen (Müggenburg 1996, S. 23; Hussain/Stach 1994, 
S. 18–20).

Ganz im Gegenteil befeuerten die SED-gesteuerten Medien Ende der 
1980er Jahre sogar die vorherrschenden Narrative von vermeintlichem 
»Schmuggel« oder übermäßigem »Warenabkauf« durch Ausländer:innen 
und versuchten »auf diesem Weg, von der verfehlten Wirtschaftsentwick-
lung im real existierenden Staatssozialismus abzulenken« (Poutrus 2022, 
S. 238).

3.	 Die Vertragsarbeiter:innen im »Wendejahr«

Die sozialen Spannungen verschärften sich 1989 drastisch, als nach Öff-
nung der innerdeutschen Grenze mit zunehmender ökonomischer Insta-
bilität auch die Rivalität um Arbeitsplätze begann (Lindner-Elsner 2023, 
S. 381). Obwohl eine vorzeitige Aufkündigung der Arbeitsverträge seitens 
der Betriebe vertraglich ausgeschlossen war, kam es zum Jahresbeginn 
1990 zu ebensolchen vertragswidrigen Entlassungen – die Betriebe organi-
sierten oftmals eigenmächtig die Rückführung der Arbeiter:innen in ihre 
Heimatländer.

Dementsprechend waren ausländische Arbeitskräfte in ungleich höhe-
rem Maße von betrieblichen Kürzungsmaßnahmen betroffen als ihre deut-
schen Kolleginnen und Kollegen. Ihre Kündigung wurde im Juni 1990 – 
teils rückwirkend – durch Anpassung der Regierungsabkommen legalisiert 
(Mende 2012, S.  107–109). Von den mosambikanischen Arbeiter:innen 
waren bis Jahresende 1990 81 Prozent aus ihrem Beschäftigungsverhältnis 
entlassen worden, von den chinesischen sogar 96 Prozent. Der Großteil der 
Entlassungen fand ab November 1990 statt.4 Im Juni 1991 waren von den 
ursprünglich mehr als 90.000 Vertragsarbeiter:innen nur noch 6.670 be-

4   | Zahlen nach: Deutscher Bundestag 2019, S. 5. Zum Stand im November 1990 
vgl. DGB, Abteilung Ausländische Arbeitnehmer: Informationen zur Rechtslage 
von Ausländern in der ehemaligen DDR [Dezember 1990]. In: Archiv der sozialen 
Demokratie (AdsD), 5/DGAZ000534.

https://doi.org/10.14361/9783839427996-009 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839427996-009
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


»Im Rahmen unserer Möglichkeiten sollten wir ihnen helfen«

131

schäftigt.5 Auch die betrieblichen Unterkünfte wurden vielfach »aus Kos-
tengründen« geschlossen (Poutrus 2022, S. 238).

Den Vertragsarbeiter:innen fiel also eine »doppelt undankbar[e] Rolle« 
zu: »In Zeiten von Arbeitskräftemangel angeworben, sollen sie nun in Zei-
ten von Arbeitslosigkeit Deutschland wieder verlassen«. Ferner konstatiert 
Müggenburg einen mit der veränderten Lage auf dem Arbeitsmarktsein-
hergehenden Wandel ihrer öffentlichen Wahrnehmung »vom mißtrauisch 
beäugten Konsum-Konkurrenten« hin zum »vermeintlich existenziellen 
Job- und Wohnungskonkurrenten« (Müggenburg 1996, S. 23).

Mit Anbruch der 1990er Jahre häuften sich rassistische bzw. xenophobe 
Anfeindungen und Übergriffe gegenüber ehemaligen Vertragsarbeiter:in-
nen. Die Ausländerbeauftragte des Ostberliner Magistrats berichtete bei-
spielsweise im Spätsommer 1990, dass tagtäglich »Ausländer ›einfach so‹ 
auf der Straße angegriffen und zusammengeschlagen« würden, darunter 
häufig Vietnames:innen (Textil-Bekleidung 1990). Ein weiteres Beispiel 
stellen die bekannten Übergriffe von Rechtsextremen in der Woche vom 
17. bis 23. September 1991 in Hoyerswerda dar, die mit einem Angriff auf 
vietnamesische Händler begannen und bei denen insgesamt 32 Menschen 
verletzt wurden (Waibel 2022, S. 255 f.).

Einen tragischen Höhepunkt der pogromartigen Angriffe bildeten dann 
die Ausschreitungen in Rostock-Lichtenhagen vom 22. bis zum 27. August 
1992. Auch hier richtete sich die Wut der Rechtsextremen unter anderem 
gegen ehemalige Vertragsarbeiter:innen. Tagelang griffen sie unter dem 
Beifall Tausender ein Wohnheim mit Brandsätzen, Feuerwerkskörpern und 
Steinen an, ohne dass Polizei oder Sicherheitskräfte sie stoppten (Waibel 
2022, S. 258 f.).

Angesichts des ab 1991 geltenden, in Ostdeutschland aber faktisch be-
reits ab 1990 angewandten bundesdeutschen Ausländergesetzes sahen sich 
die meisten Vertragsarbeiter:innen einer zusätzlichen Unsicherheit aus-
gesetzt. Sofern sie nicht länger als acht Jahre in der DDR gelebt hatten, 
erhielten sie keine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung, sondern lediglich 
eine Duldung für den vertraglich festgehaltenen Zeitraum (Mende 2010, 
S. 130 f.).

5   | Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Ausländer (Hrsg.): Daten 
und Fakten zur Ausländersituation, 13.  Aufl., Juli 1992, Typoskript, S.  39. In: 
AdsD, 5/DPGA100682.
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Wie aus Informationsschreiben des Bundesarbeitsministeriums hervor-
geht, war diese Duldung zudem auf den Raum »der ehemaligen DDR« be-
schränkt. Für ein rasches Verlassen des Landes wurde ein Anreiz in Form 
einer »einmalige[n] Entschädigung« von 3.000 D-Mark geschaffen.6 Nah-
men die Betroffenen dieses Angebot zur »freiwilligen Ausreise« nicht an, 
drohte ihnen in vielen Fällen die Abschiebung (Mende 2010, S. 131).

Zu DDR-Zeiten war den Vertragsarbeiter:innen pro forma eine gleich-
berechtigte Behandlung am Arbeitsplatz zugesichert worden, was auch ein 
Beitrittsrecht in den Freien Deutschen Gewerkschaftsbund (FDGB) samt 
Ausgabe von Gewerkschaftsunterlagen in der eigenen Sprache bedeutete.7 
Tatsächlich war der Organisationsgrad ausländischer Werktätiger hoch; im 
Sommer 1989 betrug er knapp 98 Prozent.8

Auch wenn der FDGB ihnen nicht immer eine »engagierte Interessens-
vertretung« (Müggenburg 1996, S. 16) zuteilwerden ließ, genossen die Ver-
tragsarbeiter:innen in beschränktem Maße Partizipationsmöglichkeiten. 
So hatten Beschäftigte aus Vietnam zweimal im Jahr die Möglichkeit, eine 
Vollversammlung mit der Betriebsleitung einzuberufen (Roesler 2012). Im 
Stahlwerk Hennigsdorf gehörten vor der »Wende« sogar ein Vietnamese 
und ein Angolaner der Zentralen Betriebsgewerkschaftsleitung an (Warn-
ecke 2023, S. 21).

Im letzten Jahr der DDR hatten Vertragsarbeiter:innen auch die Mög-
lichkeit, sich in den neu entstandenen Gewerkschaften zu organisieren. 
Ihnen wurde ein Anrecht auf Vertretung in »Leitungen und Vorständen«, 
nicht jedoch auf »selbstständige ausländische Gewerkschaftsleitungen« zu-
gestanden.9 Der kurz vor der Auflösung stehende FDGB trug der rassisti-
schen Stimmung jener Zeit Rechnung, indem er die Abberufung auslän-

6   | Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Wichtige Informationen 
für vietnamesische Arbeitnehmer [Nov./Dez. 1990]; ders.: Wichtige Informatio-
nen für angolanische und mosambikanische Arbeitnehmer [Nov./Dez. 1990]. 
Beide in: AdsD, 5/DGAZ000534. Vgl. auch Weiss 2005, S. 77.
7   | Vgl. etwa: Vereinbarung zwischen FDGB und dem Allgemeinen Gewerk-
schaftsbund Algeriens (UGTA) über die Gewerkschaftszugehörigkeit und die ge-
werkschaftliche Tätigkeit algerischer Werktätiger, die zeitweilig in Betrieben der 
DDR beschäftigt sind, 1976. In: AdsD, 5/DGAZ000533.
8   | Beschlußvorlage für den Geschäftsführenden Vorstand des FDGB, 23.3.1990, 
Anlage 1. In: AdsD, 5/DGAZ000533.
9   | Ebenda, Anlage 2.
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discher Funktionär:innen forcierte.10 Auch als in dem aufgeheizten Klima 
immer mehr Betriebe die Rückführung migrantischer Arbeitskräfte in ihre 
Heimat beantragten, wurden die Betriebe zum Teil von Gewerkschafts-
gruppen unterstützt (von Aster 1990).

4.	 DGB und Vertragsarbeit

Zu dieser Zeit begann sich auch der westdeutsche DGB mit den Vertrags-
arbeiter:innen zu beschäftigen. In der Abteilung »Ausländische Arbeitneh-
mer« wurde im Sommer 1990 darüber beraten, wie mit ihnen umzugehen 
sei. Abteilungsleiter Karl-Heinz Goebels empfahl, die Vereinbarungen des 
FDGB mit den Heimatgewerkschaften außer Kraft zu setzen. Da es den 
ostdeutschen Gewerkschaftsbund faktisch nicht mehr gebe, könne er auch 
nicht mehr »für alle übergreifenden Fragen der gewerkschaftlichen Interes-
senvertretung der ausländischen Arbeitnehmer« zuständig sein »und dafür 
Verantwortung tragen«. Stattdessen solle nun die »gewerkschaftliche Be-
treuung der ausländischen Arbeitnehmer durch die Einzelgewerkschaften« 
erfolgen.11

Auch in den Wochen nach der Wiedervereinigung der beiden deut-
schen Staaten beschäftige Goebels das Schicksal der (ehemaligen) Vertrags-
arbeiter:innen, etwa aus Vietnam. In Bezug auf deren prekäre Lage gab er 
sich besorgt: »Ich meine, daß den vietnamesischen Arbeitnehmern in der 
ehemaligen DDR übel mitgespielt wird. Im Rahmen unserer Möglichkei-
ten sollten wir ihnen helfen.«12 Zudem traf er den Landesvorsitzenden des 
Allgemeinen Bundes der Werktätigen Vietnams, Chu Diem, um sich mit 
dessen Schilderung von Lebenslagen und Rechtsbrüchen auseinanderzu-
setzen.

Darüber hinaus appellierte Goebels angesichts der »besorgniserre-
gend[en]« Lage der Vertragsarbeiter:innen an die Solidarität der Gewerk-
schaftsfunktionär:innen und ließ diesen etwa eine umfangreiche Liste mit 

10   | Ebenda, Anlage 3.
11   | Karl-Heinz Goebels, Abt. Ausländische Arbeitnehmer im DGB, an Friedel 
Heße, Abteilung Gesellschaftspolitik, 5.6.1990. In: AdsD, 5/DGAZ000533.
12   | Karl-Heinz Goebels, Abt. Ausländische Arbeitnehmer im DGB, an Jochen 
Richert, gleiche Abteilung, 14.11.1990. In: AdsD, 5/DGAZ000534.
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den Adressen von zahlreichen »Ausländerbeauftragten« zukommen, die sie 
gegebenenfalls zwecks »Zusammenarbeit« kontaktieren sollten.13

Nichtsdestotrotz opponierte Goebels’ Abteilung entschieden gegen die 
Forderung eines generellen zweckungebundenen Bleiberechts und schloss 
sich in dieser Frage unkritisch der Haltung der Bundesregierung an. Die 
Kündigung von Vertragsarbeiter:innen habe keineswegs eine direkte Ab-
schiebung zur Folge, argumentierte die Abteilungsleitung, schließlich kön-
ne für diejenigen, die seit mehr als acht Jahren in Deutschland beschäftigt 
seien, eine Aufenthaltsgenehmigung ausgesprochen werden.14

Diese Argumentation vernachlässigt jedoch, dass die vertraglich fest-
gehaltene Arbeitsdauer der DDR-Abkommen niemals einen solchen Zeit-
raum umfasste, denn in der Regel war sie auf jeweils vier Jahre begrenzt. 
Zwar bestand die Möglichkeit einer Verlängerung auf sieben Jahre, wenn 
die Betriebe die Beschäftigten für unabkömmlich hielten, aber eine perma-
nente Anstellung mit entfristetem Aufenthaltsrecht war nie Gegenstand 
der bilateralen Übereinkünfte (Poutrus 2022, S. 236).

Hinsichtlich Personen, die sich zum Zeitpunkt der Auflösung der DDR 
in einem Einbürgerungsprozess befanden, riet die DGB-Abteilung derweil 
zu einer »wohlwollende[n] Behandlung«; Staatenlosigkeit sei »nach Mög-
lichkeit zu vermeiden oder zu unterbinden«.15

5.	 Mangelnde Betreuung

Während sich die DGB-Gewerkschaften der Probleme der Vertragsarbei-
ter:innen – zumindest auf publizistischer Ebene – annahmen, fand die emp-
fohlene Betreuung durch die Einzelgewerkschaften nur in Ausnahmefällen 
statt. Diesen Eindruck vermitteln zumindest die bislang gesichteten Quellen.

Sie zeigen einerseits deutlich, dass die Gewerkschaften eine klare Hal-
tung gegen Rassismus und Rechtsextremismus einnahmen; beispielswei-

13   | Karl-Heinz Goebels/Jochen Richert, Abt. Ausländische Arbeitnehmer im 
DGB, an die DGB-Büros in den fünf neuen Bundesländern, 10.12.1990. In: AdsD, 
5/DGAZ000534.
14   | Abt. Ausländische Arbeitnehmer im DGB: Informationen zur Rechtslage 
von Ausländern in der ehemaligen DDR [November/Dezember 1990]. In: AdsD, 
5/DGAZ000534.
15   | Ebenda.
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se verurteilten sie die neonazistischen Übergriffe jener Zeit scharf (Der 
deutsche Eisenbahner 1991a und 1991b; Einheit 1991). Die Deutsche Post-
gewerkschaft (DPG) organisierte im August 1992 ein Forum gegen Aus-
länderfeindlichkeit unter dem Motto »Menschlichkeit kennt keine Gren-
zen«.16 Zudem berichteten die DGB-Gewerkschaften regelmäßig über die 
Situation von Migrant:innen in Deutschland und positionierten sich in der 
»Asyldebatte« (Telöken 1990; Rach 1990; Diergarten 1990).17

Anderseits wird bei der Quellenauswertung deutlich, dass sich unter 
den Einzelgewerkschaften einzig die IG Metall durch ein spezielles Enga-
gement für die Vertragsarbeiter:innen hervortat. So stellte etwa die Ab-
teilung »Ausländische Arbeitnehmer in der IG Metall« im November 1990 
einen kompakten Ratgeber18 für die migrantischen Kolleg:innen bereit, 
die mit sich radikal verändernden rechtlichen Gegebenheiten konfrontiert 
waren.

Diese Broschüre listete konkrete Verfahrensvorschläge angesichts recht-
licher Querelen auf; komplexe rechtliche Sachverhalte und geltend zu ma-
chende Ansprüche wurden einfach und nachvollziehbar dargelegt. Dabei 
ließ sich die Abteilung offenbar mitunter etwas zu sehr von ihrem wohl-
wollenden Optimismus mitreißen, wenn sie hinsichtlich der bilateralen 
Abkommen der DDR mit Vietnam, Mosambik und Angola die unbegrenz-
te »automatische Verlängerung« der Verträge kurzerhand zum Regelfall er-
hob sie und damit mutmaßlich realitätsferne Chancen auf eine generelle 
Aufenthaltserlaubnis postulierte.19

16   | DPG, Abteilung Internationale Verbindungen: Ausländische Arbeitneh-
merInnen bei der Deutschen Postgewerkschaft, 14.10.1994, Bl.  2. In: AdsD, 5/
DPGA100682.
17   | Vgl. auch die beiden Titel »Fremde oder Freunde« (Textil-Bekleidung, 
H.  12/1991) und »Flüchtlinge: Wer sie sind, woher sie kommen« (Textil-Beklei-
dung, H. 10/1992).
18   | Abt. Ausländische Arbeitnehmer in der IG Metall: Orientierende Hinweise 
zur arbeits- und aufenthaltsrechtlichen Situation ausländischer Arbeitnehmer in 
den neuen Bundesländern, November 1990. In: AdsD 5/DGAZ000534. Auch die 
Gewerkschaft der Eisenbahner vertrieb die Broschüre (Der deutsche Eisenbahner 
1991c).
19   | Abt. Ausländische Arbeitnehmer in der IG Metall: Orientierende Hinweise 
zur arbeits- und aufenthaltsrechtlichen Situation ausländischer Arbeitnehmer in 
den neuen Bundesländern, November 1990, S. 7. In: AdsD 5/DGAZ000534.
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Außerdem bemühte sich die IG Metall um eine adäquate Repräsenta-
tion ihrer migrantischen Kolleg:innen. Am 28. November 1991 wählte sie 
den ersten sogenannten Ausländerausschuss in Ostdeutschland, dem der 
vietnamesische Ingenieur Bo Nguyen Van und die ungarische Metallarbei-
terin Ilona Noa vorstanden (Metall 1991a).

Auch auf publizistischer Ebene ließ die IG  Metall die Vertragsarbei-
ter:innen nicht unbeachtet. In der gewerkschaftseigenen Zeitschrift Metall 
fanden deren prekäre Lebensbedingungen ebenso Erwähnung wie die Le-
bensgeschichte eines jungen mosambikanischen Metallarbeiters, dem mit 
der Abschiebung eine forcierte Trennung von seiner deutschen Partnerin 
drohte (Metall 1991c; Klöppel 1991; Metall 1991b). Auf diese Weise rückte 
die Gewerkschaft die Schwierigkeiten der Vertragsarbeiter:innen immer 
wieder in das Bewusstsein ihrer Mitglieder und des interessierten Umfelds; 
ein Urteil über das Klima in den Betrieben lässt sich aus diesen Quellen 
aber nicht ableiten.

Über die Gründe, weshalb ausgerechnet die Metallgewerkschaft ein 
vergleichsweise hohes Engagement für die ehemaligen Vertragsarbeiter:in-
nen an den Tag legte, kann nur spekuliert werden. Sicherlich spielt eine 
Rolle, dass die IG Metall auch schon in den 1980er Jahren ein besonde-
res Augenmerk auf die Organisierung migrantischer Beschäftigter in der 
Bundesrepublik gelegt hatte (Karahasan/Öztürk 1994, S. 285). Ein weiterer 
Grund dürfte darin liegen, dass ein großer Teil der in der DDR beschäf-
tigten Vertragsarbeiter:innen in der Metallindustrie beschäftigt und ent-
sprechend in der ostdeutschen IG Metall organisiert war. Im Jahr 1990 galt 
Letzteres für 28 Prozent der Vertragsarbeiter:innen.

Dass dies aber nicht automatisch zu einer entsprechenden Unterstüt-
zung führen muss, zeigte sich in der Textilbranche. In der entsprechenden 
DDR-Gewerkschaft waren sogar 35 Prozent der Vertragsarbeiter:innen or-
ganisiert;20 dennoch lässt sich in der westdeutschen Gewerkschaft Textil-
Bekleidung bislang kein Engagement für die migrantischen Beschäftigten 
Ostdeutschlands nachweisen. Dies hat möglicherweise auch damit zu tun, 
dass sich damals sowohl die Gewerkschaft als auch die Branche insgesamt 
in einer Krise befanden.

20   | Beschlußvorlage für den Geschäftsführenden Vorstand des FDGB, 23.3.1990, 
Anlage 1. In: AdsD, 5/DGAZ000533.
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6.	 Fazit

Der Zusammenbruch des SED-Regimes stellte die vom »Arbeiter- und 
Bauernstaat« aus dem Ausland angeworbenen und beharrlich vernachläs-
sigten Vertragsarbeiter:innen vor eine neue Dimension der Unsicherheit. 
Betriebe kündigten ihnen massenweise die Verträge auf, die bis dahin ihre 
Existenzgrundlage sicherten, und ihr Aufenthaltsstatus war spätestens mit 
Änderung der Rechtslage 1991 in unmittelbarer Gefahr. Zu dieser allge-
meinen Prekarität gesellte sich zudem ein zunehmend feindseliges Klima, 
das seinen schärfsten Ausdruck in den brutalen rechtsextremen Übergrif-
fen fand.

Angesichts dieser Umstände waren die ehemaligen Vertragsarbeiter:in-
nen wie keine zweite gesellschaftliche Gruppe auf eine beherzte Interessen-
vertretung durch die Gewerkschaften angewiesen, denen sie in der Regel 
angehörten. Eine solche Unterstützung wurde ihnen jedoch größtenteils 
verwehrt. Der DGB und seine Teilgewerkschaften beschworen zwar ange-
sichts der zunehmenden xenophoben Anfeindungen ihr kontinuierliches 
Bekenntnis zum Antirassismus, aber die Belange der Vertragsarbeiter:in-
nen blieben zum allergrößten Teil ohne Beachtung.

Von diesem Befund weitgehend auszunehmen ist die Abteilung »Aus-
ländische Arbeitnehmer« des DGB, die in mehreren Schreiben an regiona-
le Verbände auf die prekäre Lage der Betroffenen hinwies und zur Solidari-
tät mahnte. Doch auch sie lehnte strukturelle Maßnahmen wie etwa eine 
Ausdehnung des Aufenthaltsrechts ab.

Unter den Einzelgewerkschaften engagierte sich einzig die IG Metall er-
kennbar für die Interessen der von Entlassung und Abschiebung bedrohten 
migrantischen Werktätigen, sowohl auf publizistischer als auch auf gewerk-
schaftspolitischer Ebene. Sie berichtete regelmäßig in ihrer Mitgliederzeit-
schrift über deren Schicksal, lieferte konkrete Ratschläge zur Verlängerung 
von Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen und berief spezifische Orga-
ne zur Interessenvertretung der Vertragsarbeiter:innen.

Insgesamt bemühte sich allerdings keine westdeutsche Gewerkschaft in 
ähnlichen Maße um migrantische Beschäftigte wie um die nicht-migranti-
schen Beschäftigten der DDR, die die Gewerkschaften 1990 zu Hunderttau-
senden zu organisieren versuchten. Letztendlich betrachteten sie die mig-
rantischen Arbeitskräfte offenbar als zu vernachlässigende Gruppe. Als sich 
in den folgenden Jahren Initiativen ehemaliger Vertragsarbeiter:innen grün-
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deten, die sich gegen Abschiebungen und für ein dauerhaftes Bleiberecht 
einsetzten, waren sie oftmals auf sich selbst gestellt oder erhielten lediglich 
Unterstützung von Kirchen und einzelnen Politiker:innen (Hopfmann 
2020, Kızılay 2020); die Gewerkschaften hielten sich auch hier zurück.

So lauten die ersten Befunde zum Verhältnis von DGB-Gewerkschaf-
ten und ehemaligen DDR-Vertragsarbeiter:innen in den »Wendejahren« 
1990/91. Erweitert werden könnte diese Untersuchung durch eine Auswer-
tung der hier nicht berücksichtigten Archivbestände von Einzelgewerk-
schaften wie der IG Metall. Vor allem aber wäre ein Wechsel der Perspekti-
ve denkbar und wünschenswert – indem für diesen Beitrag hauptsächlich 
die Bestände der DGB-Bundesebene und die Presse der Einzelgewerkschaf-
ten ausgewertet worden sind, repräsentiert er gewissermaßen den gewerk-
schaftlichen Blick »von oben«. Wie sah es aber an der Basis aus?

Um diese Frage zu beantworten, sind Studien zu einzelnen Betrieben 
und zum Agieren der dortigen Gewerkschaftsgliederungen notwendig. 
Auch fehlt in unserer Darstellung die migrantische Perspektive. Diese lie-
ße sich beispielsweise durch Zeitzeug:innen-Interviews mit ehemaligen 
Vertragsarbeiter:innen darstellen – und zwar sowohl mit solchen, die in 
Deutschland geblieben sind, als auch mit solchen, die das Land 1990/91 
verlassen haben. Zweifellos können weitere Untersuchungen dieser Art 
unseren Kenntnisstand über das Agieren westdeutscher Gewerkschaften in 
der ostdeutschen Transformation erweitern und differenzieren.
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